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40.	 Vollzug des Gesetzes über die kommunale Zu-
sammenarbeit (KommZG);

	 Neuerlass der Verbandssatzung des Zweckver-
bandes zur Wasserversorgung der Karlsberg-
gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur 
Wasserversorgung der Karlsberggruppe hat in der Sit-
zung vom 27.06.2022 einen Neuerlass der Verbandssat-
zung beschlossen. Das Landratsamt Hof hat die vorge-
legte Verbandssatzung mit Schreiben vom 30.06.2022, 
Az. 0560-201, gemäß Art. 20 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Art. 52 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KommZG rechtsaufsichtlich geneh-
migt.

Der Wortlaut der Verbandssatzung wird gemäß Art. 21 
Abs. 1 Satz 1 KommZG amtlich bekanntgemacht.

Hof, den 13.07.2022

Landratsamt Hof

K a t r i n  v o n  M a m m e n
Regierungsdirektorin

41.	 Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Was-
serversorgung der Karlsberggruppe

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Karlsberg-
gruppe erlässt aufgrund der Art. 17 bis 19 und 44 des Ge-
setzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 
(GVBl S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt 
geändert durch § 4 des Gesetzes vom 09.03.2021 (GVBl 

S. 74), folgende

Verbandssatzung:
I.

Allgemeine Vorschriften
§ 1

Rechtsstellung
(1)	Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband 

zur Wasserversorgung der Karlsberggruppe“.

(2)	Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(3)	Der Zweckverband führt in seinem Dienstsiegel das 
kleine bayerische Staatswappen mit der Umschrift 

„Zweckverband zur Wasserversorgung der Karlsberg-
gruppe“.

(4)	Der Zweckverband hat seinen Sitz in Stammbach und 
wird vom Markt Stammbach verwaltet.

(5)	Aufsichtsbehörde (Rechts- und Fachaufsicht) über die 
Verwaltung des Zweckverbandes ist das Landratsamt 
Hof, die fachtechnische Überwachung obliegt dem 
Wasserwirtschaftsamt Hof.

§ 2
Verbandsmitglieder

(1)	Verbandsmitglieder sind die Stadt Münchberg und der 
Markt Stammbach, beide Landkreis Hof.

(2)	Andere Gemeinden können dem Zweckverband bei-
treten. Der Beitritt bedarf einer Änderung der Ver-
bandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde.

(3)	Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines 
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	 Rechnungsjahres aus dem Zweckverband austreten, 
wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl 
zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vor-
her schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung 
der Verbandssatzung und der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigem Grund zu 
kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt.

§ 3
Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes 
umfasst folgende Gebietsteile der Stadt Münchberg und 
des Marktes Stammbach:

Stadt Münchberg:
Ahornis mit Ahornismühle, Ahorniseinzel bei Sauerhof, 
Ahornis-Kuppel, Biengarten, Hildbrandsgrün, Löhlein, 
Maxreuth, Neuhaus, Neutheilung, Oberer und Unte-
rer Birnstengel, Ober-, Mittel-, und Untersauerhof mit 
Ziegelhütte und Sauerhof-Kuppel, Plösen, Pulschnitz, 
Pulschnitzberg, Ruppes, Schneidersgrün, Schödlas, 
Schweinsbach, Solg, Straas mit Am Schödlein, Wäldlein, 
Wiesenthal, Ziegenrück.

Markt Stammbach:
Altpoppenreuth, Fleisnitz mit Hampelshof, Förstenreuth 
mit Ober-, Mittel-, und Untereinzel, Höflein, Linden-
hof, Obertennersreuth, Oelschnitz mit Kirschbaum und 
Abendhut, Tennersreuth.

§ 4
Aufgaben des Zweckverbandes 

und der Verbandsmitglieder
(1)	Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame 

Wasserversorgungseinrichtung für die in § 2 der Ver-
bandssatzung aufgeführten Verbandsmitglieder und 
den in § 3 beschriebenen Wirkungsbereich zu errich-
ten, zu betreiben, zu unterhalten, sowie die Einrich-
tung im Bedarfsfall zu erweitern, zu verbessern und zu 
erneuern. Im Rahmen der Versorgungspflicht stellt der 
Zweckverband die Versorgung der Bevölkerung mit 
Trinkwasser, das den einschlägigen Vorschriften der 
Trinkwasserverordnung zu entsprechen hat, sicher. 
Die Vorschriften der Wasserabgabesatzung bleiben 
unberührt.

(2)	Der Zweckverband hat das Recht, zur Bedarfsde-
ckung Trinkwasser von einem anderen Versorgungs-
unternehmen oder einer anderen Gebietskörperschaft 
zu beziehen. Gleiches gilt auch zur Abgabe von Trink-
wasser an ein anderes Versorgungsunternehmen oder 
an eine andere Gebietskörperschaft, soweit dadurch 
die Eigenversorgung im Verbandsgebiet nicht beein-
trächtigt wird.

(3)	Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Absicht 
zum Gewinn. Er dient ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts.

(4)	Die Rechte und Pflichten der Verbandsmitglieder be-
züglich der dem Zweckverband übertragenen Aufga-
ben und Befugnisse gehen auf den Zweckverband 
über.

(5)	Der Zweckverband hat das Recht, anstelle der Ver-
bandsmitglieder Satzungen und Verordnungen für die 
übertragenen Aufgaben in seinem Wirkungsbereich zu 
erlassen.

(6)	Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in 
ihrem Gebiet die Versorgungsanlagen des Zweckver-
bandes nach dessen Richtlinien. Sie halten die für den 
Feuerschutz eingebauten Anlageteile auf ihre Kosten 
gebrauchsfähig.

(7)	Die Wasserzähler werden von der mit der Geschäfts-
führung beauftragten Verbandsgemeinde abgelesen.

(8)	Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Zweck-
verband ihre für die Beitrags- und Gebührenerhebun-
gen notwendigen Informationen zur Verfügung zu 
stellen und maßgebliche Veränderungen mitzuteilen, 
die innerhalb ihres Gemeindegebietes im räumlichen 
Wirkungsbereich des Zweckverbandes eintreten.

II.
Verfassung und Verwaltung

§ 5
Verbandsorgane

Die Organe des Zweckverbandes sind neben der Ver-
bandsversammlung, der Verbandsausschuss und der 
Verbandsvorsitzende.

§ 6
Zusammensetzung 

der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung besteht aus dem Ver-

bandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten.

(2)	Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die 
Verbandsversammlung entsendet, richtet sich nach 
der in seinem Gebiet verkauften jährlichen Wasser-
menge, wobei je volle 5000 m³ das Recht ergeben, 
einen weiteren Vertreter in die Verbandsversammlung 
zu entsenden. Die Berechnung wird alle sechs Jah-
re im Jahr der Kommunalwahlen nach dem Durch-
schnittswert der drei Vorjahre vorgenommen.

(3)	Die ersten Bürgermeister gehören kraft Amtes als  
Verbandsräte der Verbandsversammlung an; sie 
werden im Falle ihrer Verhinderung durch ihre Stell-
vertreter vertreten. Mit Zustimmung ihres ersten Bür-
germeisters und dessen Stellvertreters kann eine 
Gemeinde an deren Stelle auch andere Personen als 
Vertreter bestellen.

(4)	Die weiteren Verbandsräte und deren Stellvertreter ei-
ner Verbandsgemeinde in der Verbandsversammlung 
werden durch das Beschlussorgan dieser Gebietskör-
perschaft bestellt.

(5)	Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter, der ihn 
im Falle seiner Verhinderung vertritt. Verbandsräte 
können sich nicht untereinander vertreten. Die Ver-
bandsräte und ihre Stellvertreter sind von den Ver-
bandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden, ist  ein 
solcher noch nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde 
schriftlich zu benennen. Dienstkräfte des Zweckver-
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	 bandes können nicht als Vertreter eines Verbandsmit-
gliedes der Verbandsversammlung angehören.

	
(6)	Für Verbandsräte, die Kraft ihres Amtes der Verbands-

versammlung angehören, endet das Amt als Ver-
bandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlam-
tes; das Gleiche gilt für ihre Stellvertreter. Die anderen 
Verbandsräte und deren Stellvertreter werden durch 
Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmit-
glieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit 
der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Orga-
ne bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die 
Bestellung nach Satz 2 kann vor Ablauf der Amtsdauer 
durch Beschluss der Vertretungsorgane aus wichtigem 
Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn 
ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines Ver-
bandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt 
ausscheidet oder sein Wahlamt aus anderem Grund 
verliert. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben 
ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte 
weiter aus.

§ 7
Einberufung 

der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung wird durch den Verbands-

vorsitzenden oder im Falle der Verhinderung durch 
dessen Stellvertreter einberufen. Weitere Einzelhei-
ten zur Einberufung regelt die Geschäftsordnung des 
Zweckverbandes.

(2)	Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens 
einmal einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen 
werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die 
Aufsichtsbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt Hof 
beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände 
anzugeben.

(3)	Die Aufsichtsbehörde und das Wasserwirtschaftsamt 
Hof sind von der Sitzung zu unterrichten. 

§ 8
Sitzung 

der Verbandsversammlung
(1)	Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsge-

genstände der Verbandsversammlung vor. Er leitet 
die Sitzung und handhabt die Ordnung während der 
Sitzung.

(2)	Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und des Wasser-
wirtschaftsamtes Hof haben das Recht, an den Sit-
zungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist Ihnen 
das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann 
auch anderen Personen das Wort erteilen.

§ 9
Beschlüsse und 

Wahlen in der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 

sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind 
und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und 
stimmberechtigt ist. Über andere als in der Einladung 
angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann 
Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte

	 erschienen und mit einer Beschlussfassung einver-
standen sind.

(2)	Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussun-
fähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung 
der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von 
vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluss-
fähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung aus-
drücklich hinzuweisen.

(3)	Soweit das Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit oder diese Verbandssatzung nicht etwas 
anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Ab-
stimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder 
Verbandsrat hat eine Stimme. Die Stimmen mehrerer 
Vertreter eines Verbandsmitgliedes müssen nicht ein-
heitlich abgegeben werden. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der 
Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotz-
dem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstim-
menden.

(4)	Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; 
die Vorschriften über die persönliche Beteiligung fin-
den keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten 
Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei 
oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in 
die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, 
zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere 
Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, wer 
von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber der 
höchsten Stimmenzahl kommt.

 
(5)	Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Anga-

be von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwe-
senden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände 
und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) 
in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem Ver-
bandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des 
Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, so-
weit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbands-
räte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass 
dies in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der 
Niederschrift sind den Verbandsmitgliedern und den 
Verbandsräten sowie der Aufsichtsbehörde zu über-
mitteln. 
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§ 10
Zuständigkeit 

der Verbandsversammlung
(1)	Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zustän- 

dig für

1.	 die Entscheidung über die Errichtung und die we-
sentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben 
dienenden Einrichtungen;

2.	 die Beschlussfassung über den Erlass, die Än-
derung oder die Aufhebung von Satzungen und 
Verordnungen;

3.	 die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 
und die Nachtragshaushaltssatzungen sowie 
über den Finanzplan;

4.	 die Beschlussfassung über den Stellenplan für 
die Dienstkräfte; 

5.	 die Feststellung der Jahresrechnung und die Ent-
lastung;

6.	 die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner 
Stellvertreter, die Bestellung der Mitglieder des 
Verbandsausschusses und die Festsetzung von 
Entschädigungen;

7.	 die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer 
Ausschüsse;

8.	 den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der 
Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung;

9.	 den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der 
Betriebsordnung;

10.	 die Beschlussfassung über die Änderung der Ver-
bandssatzung, die Auflösung des Zweckverban-
des und die Bestellung von Abwicklern.

(2)	Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die 
anderen ihr im Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit zugewiesenen Gegenstände, soweit nicht 
der Verbandsausschuss nach § 14 zuständig ist. Sie 
ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung 
über

1.	 den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung 
von Grundstücken;

2.	 den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die 
für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe 
von mehr als 100.000 Euro mit sich bringen; § 14 
Abs. 1 Nr. 2 bleibt unberührt.

(3)	Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeit 
allgemein oder für den Einzelfall auf den Verbands-
ausschuss übertragen. Sie kann die Übertragung je-
derzeit für die Zukunft widerrufen.

§ 11
Rechtsstellung der Verbandsräte

(1)	Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig.

(2)	Die Entschädigung und der Auslagenersatz der Ver-
bandsräte sind in einer Entschädigungssatzung zu re-
geln.

§ 12
Zusammenstellung 

des Verbandsausschusses
(1)	Der Verbandsausschuss besteht aus dem Verbands-

vorsitzenden, seinem Stellvertreter und fünf weiteren 
Mitgliedern.

(2)	Die Verbandsversammlung bestellt aus ihrer Mitte die 
weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses und 
für jedes weitere Mitglied einen Stellvertreter. Die Be-
stellung gilt für die Dauer der Zugehörigkeit zur Ver-
bandsversammlung. Die Bestellten können nur aus 
wichtigen Gründen von der Verbandsversammlung 
abberufen werden.

§ 13
Sitzungen und 

Beschlüsse des Verbandsausschusses
Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsaus-
schusses gelten die §§ 7 Abs. 1, 8 und 9 entsprechend.

§ 14
Zuständigkeit 

des Verbandsausschusses
(1)	Der Verbandsausschuss ist zuständig

1.	 für die Aufnahme von Darlehen im Rahmen der 
Haushaltssatzung;

2.	 zum Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, 
die für den Zweckverband Verpflichtungen in 
Höhe von 20.000 bis zu 100.000 Euro mit sich 
bringen;

3.	 den Entwurf der Haushaltssatzung zu erstellen;

4.	 Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur 
zwangsweisen Durchsetzung ihrer finanziellen 
Verpflichtung gegenüber dem Zweckverband ein-
zuleiten;

5.	 die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu er-
mitteln und die von dem Vorsitzenden und den 
Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung 
seiner Aufgaben ausgeübten Tätigkeiten laufend 
zu überwachen.

(2)	Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle 
Angelegenheiten, die ihm durch Einzelbeschluss der 
Verbandsversammlung übertragen werden.

§ 15
Rechtsstellung der 

Mitglieder des Verbandsausschusses
Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamt-
lich tätig. Unbeschadet des § 11 erhalten sie für ihre Tä-
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tigkeit eine Aufwandsentschädigung nach den in der 
Entschädigungssatzung festgelegten Grundsätzen.

§ 16
Wahl des 

Verbandsvorsitzenden
(1)	Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter wer-

den von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche 
Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein.

(2)	Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter wer-
den auf die Dauer von sechs Jahren, sind sie Inhaber 
eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitglie-
des, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben 
ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, 
bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvorsit-
zenden weiter aus.

§ 17
Zuständigkeit 

des Verbandsvorsitzenden
(1)	Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband 

nach außen. Er bereitet die Beratungsgegenstände 
der Verbandsversammlung vor und führt den Vorsitz 
in ihren Sitzungen.

(2)	Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der 
Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zustän-
digkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeinde-
ordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister 
zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Auf-
gaben.

(3)	Der Verbandsvorsitzende darf Rechtsgeschäfte aller 
Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe 
von bis zu 20.000 Euro mit sich bringen, abschließen. 

(4)	Durch besonderen Beschluss der Verbandsversamm-
lung können dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet 
des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbst-
ständigen Erledigung übertragen werden.

(5)	Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befug-
nisse seinem Stellvertreter und laufende Verwaltungs-
angelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes 
oder mit Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen 
Dienstkräfte übertragen.

(6)	Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet 
werden soll, bedürfen der Schriftform.

§ 18
Rechtsstellung

des Verbandsvorsitzenden 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind 
ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 11 erhält der 
Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 17 eine 
Aufwandsentschädigung, ebenso der Stellvertreter nach 
dem Maße seiner besonderen Inanspruchnahme. Die 
Entschädigung des Verbandsvorsitzenden und seines 
Stellvertreters ist in einer Entschädigungssatzung zu re-
geln. 

§ 19
Geschäftsstelle

(1)	Die Geschäftsführung wird dem Verbandsmitglied 
Markt Stammbach übertragen. Dieses erledigt alle 
Aufgaben mit eigenem Gemeindepersonal.

(2)	Die Geschäftsstelle ist das Rathaus des Marktes 
Stammbach.

(3)	Für den Personaleinsatz wird ein Verwaltungskosten-
anteil festgesetzt.

(4)	Ein Geschäftsleiter wird nicht bestellt.

III.
Wirtschafts- 

und Haushaltsführung
§ 20

Anzuwendende Vorschriften
(1)	Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweck-

verbandes sind gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG 
die einschlägigen Vorschriften anzuwenden. Eine 
ergänzende Regelung nach Art. 40 Abs. 1 Satz 2 
KommZG erfolgt nicht.

(2)	Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
gelten die Bestimmungen über die Haushaltswirtschaft 
nach der Gemeindeordnung (GO) i.V.m. der Kommu-
nalhaushaltsverordnung (KommHV) in der jeweils gel-
tenden Fassung.

§ 21
Haushaltssatzung

(1)	Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

(2)	Der Verbandsvorsitzende hat vor Beginn des Rech-
nungsjahres den Entwurf der Haushaltssatzung der 
Verbandsversammlung zur Beschlussfassung vorzu-
legen. Der Entwurf ist rechtzeitig, mindestens vier Wo-
chen vor dem Beschluss über die Haushaltssatzung 
den Verbandsmitgliedern bekannt zu geben.

(3)	Die Haushaltssatzung soll spätestens einen Monat vor 
Beginn des Rechnungsjahres beschlossen und mit ih-
ren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorgelegt werden.

 
(4)	Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche 

Genehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der 
Genehmigungen, sonst vier Wochen nach der Vorlage 
an die Aufsichtsbehörde nach § 26 bekannt gemacht.

§ 22
Deckung des Finanzbedarfs

(1)	Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern 
Gebühren und Beiträge nach den Vorschriften des 
Kommunalabgaberechts.

(2)	Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnah-
men nicht gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung, 
Erweiterung und Erneuerung der Wasserversor-
gungsanlage wird auf die Verbandsmitglieder umge-
legt (Investitionsumlage). Umlegungsschlüssel ist das 
Verhältnis der im Gebiet der einzelnen Verbandsmit-
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	 glieder abgenommenen Wassermengen, der sich aus 
dem Durchschnitt der jeweils letzten drei Jahre ergibt.

(3)	Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnah-
men nicht gedeckte laufende Finanzbedarf wird auf 
die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenum-
lage). Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der im 
vorletzten Jahr im Gebiet der einzelnen Verbandsmit-
glieder abgenommenen Wassermengen.

§ 23
Festsetzung 

und Zahlung der Umlagen
(1)	Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage 

werden in der Haushaltssatzung für jedes Rechnungs-
jahr neu festgelegt. Sie können nur während des 
Rechnungsjahres durch eine Nachtragshaushaltssat-
zung geändert werden.

(2)	Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzu-
geben:

a)	 die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sons-
tige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarfs 
für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung 
der Wasserversorgungsanlage (Umlagesoll);

b)	 die Zahlen für den Umlegungsschlüssel (Bemes-
sungsgrundlage);

c)	 der sich daraus errechnende Umlagesatz;

d)	 die Höhe des Investitionsumlagebetrages für je-
des Verbandsmitglied.

(3)	Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist an-
zugeben:

a)	 die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und 
sonstige Einnahmen nicht gedeckten laufenden 
Finanzbedarfs (Umlagesoll);

b)	 die im vorletzten Jahr insgesamt abgenommene 
Wassermenge (Bemessungsgrundlage);

c)	 der Betriebskostenumlagebetrag, der auf je 100 
cbm der im vorletzten Jahr abgenommenen Was-
sermenge trifft (Umlagesatz);

d)	 die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für 
jedes Verbandsmitglied.

(4)	Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmit-
gliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Um-
lagebescheid).

 
(5)	Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage 

werden mit einem Viertel ihrer Jahresbeträge am 10. 
jedes dritten Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht 
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen 
Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v. H. für 
den Monat gefordert werden.

(6)	Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskosten-

	 umlage bei Beginn des Rechnungsjahres noch nicht 
festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Fest-
setzung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe 
der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobe-
nen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Um-
lage für das laufende Rechnungsjahr ist über die vor-
läufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt 
abzurechnen.

§ 24
Kassenverwaltung

Die Führung von Kassen- und Rechnungsgeschäften wird 
der Verbandsgemeinde Stammbach übertragen. Diese 
erledigt die Aufgaben mit eigenem Gemeindepersonal im 
Rahmen der vorhandenen Dienstanweisungen.

§ 25
Jahresrechnung, Prüfung

(1)	Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der 
Verbandsversammlung innerhalb von sechs Monaten 
nach Abschluss des Rechnungsjahres vor.

(2)	Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversamm-
lung oder von einem Rechnungsprüfungsausschuss 
binnen drei Monaten örtlich geprüft werden. Der Prü-
fungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsver-
sammlung zu bilden. Er besteht aus drei Verbandsrä-
ten.

(3)	Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung 
von der Verbandsversammlung in öffentlicher Sitzung 
festgestellt und es wird über die Entlastung beschlos-
sen. Die festgestellte Jahresrechnung ist der Staatli-
chen Rechnungsprüfungsstelle beim Landratsamt Hof 
jeweils zur überörtlichen Rechnungsprüfung vorzule-
gen. Aufgrund des Prüfungsergebnisses beschließt 
die Verbandsversammlung endgültig über die Aner-
kennung der Jahresrechnung.

IV.
Schlussbestimmungen

§ 26
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverban-
des werden im Amtsblatt des Landkreises Hof amtlich 
bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in 
der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgese-
henen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Sat-
zungen und Verordnungen können in der Geschäfts-
stelle des Zweckverbandes eingesehen werden.

(2)	Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweck-
verbandes sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. 
Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Hof anord-
nen.

§ 27
Änderung der Verbandssatzung

(1)	Die Änderung oder der Neuerlass der Verbandssat-
zung bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung. Die Beschlussfassung über den Beitritt 
oder Austritt setzt einen Antrag des Beteiligten voraus.

61



61

(2)	Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Beitritt, der 
Austritt, der Ausschluss und die außerordentliche Kün-
digung von Verbandsmitgliedern bedürfen der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde. Sonstige Änderungen 
der Verbandssatzung sind der Aufsichtsbehörde an-
zuzeigen.

(3)	Änderungen der Verbandssatzung werden am Tag 
nach ihrer amtlichen Bekanntmachung durch die Auf-
sichtsbehörde im Amtsblatt des Landkreises Hof wirk-
sam; § 26 Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 28
Besondere 

Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde
(1)	Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung 

einberufen, wenn der Vorsitzende und seine Stellver-
treter verhindert sind und die Tagung der Verbands-
versammlung unaufschiebbar ist.

(2)	Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und 
den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichge-
ordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der 
Mitglieder des Zweckverbandes untereinander aus 
dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur 
Schlichtung anzurufen.

§ 29
Auflösung

(1)	Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stim-
menzahl in der Verbandsversammlung und der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist 
wie diese Verbandssatzung bekanntzumachen.

(2)	Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
bisherigen Aufgaben auf andere juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrenfähigkeit 
übergehen, so haben die Mitgliedsgemeinden die Be-
amten und Versorgungsempfänger nach den Stim-
menanteilen zu übernehmen.

(3)	Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteilig-
ten Gemeinden das Recht, die auf ihrem Gebiet ge-
legenen Gegenstände des Anlagevermögens zum 
geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im Übrigen ist 
das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter Anrechnung der übernom-
menen Gegenstände nach dem Verhältnis der von ih-
nen insgesamt entrichteten Investitionsumlagebeträge 
zu verteilen. Soweit das Vermögen die entrichteten 
Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur für 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden.

(4)	Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckver-
band aus, ohne dass dadurch der Zweckverband auf-
gelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, 
den es bei der Auflösung erhalten würde, wenn der 
Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf 
seinem Gebiet gelegenen Gegenstände des Anlage-
vermögens unter Anrechnung auf seinen Abfindungs-
anspruch zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. 
Der Abfindungsanspruch wird zwei Jahre nach dem 

	 Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des 
Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten können für die 
Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs 
eine abweichende Regelung vereinbaren. 

§ 30
In-Kraft-Treten

Außer-Kraft-Treten
(1)	Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-

kanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Hof in 
Kraft.

(2)	Gleichzeitig tritt die unter dem 9. Mai 2014 (Amtsblatt 
des Landkreises Hof, Nr. 12/2014) erlassene Ver-
bandssatzung außer Kraft.

Stammbach, den 11.07.2022

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Karlsberggruppe

K a r l  P h i l i p p  E h r l e r
Verbandsvorsitzender

42.	 Satzung für die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung der Karlsberggruppe (Wasserabga-
besatzung – WAS)

Vom 11.07.2022

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und 
Abs. 2 bis 4 der Gemeindeordnung (GO) i.V.m. Art. 22 
Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG erlässt der 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Karlsberggrup-
pe folgende 

Wasserabgabesatzung:
§ 1 

Öffentliche Einrichtung 
(1)	Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrich-

tung zur Wasserversorgung für das nachstehende 
Versorgungsgebiet:

Mitgliedsgemeinde Stadt Münchberg:
Ahornis mit Ahornismühle, Ahorniseinzel bei Sauerhof, 
Ahornis-Kuppel, Biengarten, Hildbrandsgrün, Löhlein, 
Maxreuth, Nebers, Neuhaus, Neutheilung, Oberer 
und Unterer Birnstengel, Ober-, Mittel-, und Untersau-
erhof mit Ziegelhütte und Sauerhof-Kuppel, Plösen, 
Pulschnitz, Pulschnitzberg, Ruppes, Schneidersgrün, 
Schödlas, Schweinsbach, Solg, Straas mit Am Schöd-
lein, Wäldlein, Wiesenthal, Ziegenrück.

Mitgliedsgemeinde Markt Stammbach:
Altpoppenreuth, Fleisnitz, Förstenreuth mit Ober-, 
Mittel-, und Untereinzel, Hampelshof, Höflein, Kropf-
mühle, Lindenhof, Obertennersreuth, Oelschnitz mit 
Kirschbaum und Abendhut, Querenbach 25, Tenners-
reuth.
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(2)	Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung 
bestimmt der Zweckverband.

§ 2
Grundstücksbegriff – 

Grundstückseigentümer
(1)	Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich 

zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck 
dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, 
das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, 
auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Tei-
le von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts 
handelt.

(2)	Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind 
zu berücksichtigen.

(3) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstücksei-
gentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähn-
lich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte. Von mehreren dinglichen Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner.

§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Be-
griffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im 
Wasserversorgungsgebiet, von denen die Grundstücks-
anschlüsse abzweigen.

Grundstücksanschlüsse (= Hausanschlüsse) sind die 
Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungs-
leitung bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit der An-
schlussvorrichtung und enden mit der Hauptabsperrvor-
richtung.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Was-
serentnahme aus der Versorgungsleitung, umfassend 
Anbohrschelle mit integrierter oder zusätzlicher Ab-
sperrarmatur oder Abzweig mit Absperrarmatur samt den 
dazugehörigen technischen Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem 
Grundstück, mit der die gesamte nachfolgende Wasser-
verbrauchsanlage einschließlich Wasserzähler abge-
sperrt werden kann.

Übergabestelle  ist das Ende des Grundstücksanschlus-
ses hinter der Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/
Gebäude.

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durch-
geflossenen Wasservolumens. Absperrventile und etwa 
vorhandene Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteile 
der Wasserzähler.

Anlagen des Grundstückseigentümers (= Verbrauchs-
leitungen) sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grund-
stücken oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle.

§ 4
Anschluss- 

und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass 

sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die 
Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und 
mit Wasser beliefert wird. 

(2)	Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich 
nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versor-
gungsleitung erschlossen werden. Der Grundstücksei-
gentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- 
oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, 
dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder 
eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 
Welche Grundstücke durch die Versorgungsleitung 
erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband. Art 
und Weise des Anschlusses bestimmt der Zweckver-
band.

(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grund-
stücks an eine bestehende Versorgungsleitung ver-
sagen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage 
des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder 
betrieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer 
übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit.

(4) Der Zweckverband kann das Benutzungsrecht in be-
gründeten Einzelfällen ausschließen oder einschrän-
ken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in 
Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für 
die Vorhaltung von Löschwasser.

§ 5
Anschluss- 

und Benutzungszwang
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, 

die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, 
an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung an-
zuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang 
besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tat-
sächlich unmöglich ist. Je selbstständigem Gebäude 
ist ein eigener Hausanschluss zu erstellen. Ausnah-
men werden ausschließlich durch den Zweckverband 
durch separate Vereinbarung geregelt.

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserver-
sorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der ge-
samte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungs-
rechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu 
decken (Benutzungszwang). Gesammeltes Nieder-
schlagswasser darf ordnungsgemäß für Zwecke der 
Gartenbewässerung verwendet werden. Verpflichtet 
sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer der 
Grundstücke. Sie haben auf Verlangen des Zweckver-
bandes die dafür erforderliche Überwachung zu dul-
den.
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§ 6
Befreiung vom Anschluss- 

oder Benutzungszwang
(1)	Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benut-

zung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn 
der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernis-
se des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag 
auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich 
beim Zweckverband einzureichen.

(2)	Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auf-
lagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7
Beschränkung 

der Benutzungspflicht
(1)	Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf 

einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf 
beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasserver-
sorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit 
entgegenstehen.

(2)	Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschrän-
kung der Benutzungspflicht insbesondere entgegen, 
wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teil-
bedarf  im Sinne von Satz 1 Trinkwasser oder Wasser 
mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich 
ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch 
die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung ge-
währleistet wird.

(3)	§ 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende An-
wendung.

(4)	Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieun-
ternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhal-
tung von Löschwasser. 

(5)	Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigen-
gewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer 
dem Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe 
gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss 
an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben 
werden soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen si-
cherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanla-
ge keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserver-
sorgungsnetz möglich sind (Nachweis erforderlich).

§ 8
Sondervereinbarungen

(1)	Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss 
berechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckver-
band durch Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen.

(2)	Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestim-
mungen dieser Satzung und der Beitrags- und Ge-
bührensatzung entsprechend. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 

§ 9
Grundstücksanschluss

(1)	Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich ab-
weichender Vereinbarung im Eigentum des Zweckver-
bandes. 

(2)	Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und 
Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung. Er bestimmt auch, wo und an welche Ver-
sorgungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstücks-
eigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten 
Interessen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der 
Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstücks-
eigentümers nachträglich geändert werden, so kann 
der Zweckverband verlangen, dass die näheren Ein-
zelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in 
einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden.

(3)	Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckverband 
hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abge-
trennt und beseitigt. Er muss zugänglich und vor Be-
schädigungen geschützt sein.

(4)	Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraus-
setzungen für die sichere Errichtung des Grundstücks-
anschlusses zu schaffen.

	 Der Zweckverband kann hierzu schriftlich eine ange-
messene Frist setzen. Der Grundstückseigentümer 
darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen.

(5)	Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 
jede Beschädigung des Grundstückanschlusses, ins-
besondere das Undichtwerden von Leitungen sowie 
sonstige Störungen unverzüglich dem Zweckverband 
mitzuteilen.

§ 10
Anlage des 

Grundstückseigentümers
(1)	Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die 

ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 
und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle 
ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. Hat 
er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermie-
tet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er ne-
ben dem anderen verpflichtet.

(2)	Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften 
dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behörd-
licher Bestimmungen sowie nach den anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und 
unterhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrich-
tungen müssen so beschaffen sein, dass Störungen 
anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss 
wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art ge-
schieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers.

(3)	Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, 
können plombiert werden. Ebenso können Anlagentei-
le, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehö-
ren, unter Plombenverschluss genommen werden, um
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	 eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die da-
für erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den 
Angaben des Zweckverbandes zu veranlassen.

§ 11
Zulassung und Inbetriebsetzung 

der Anlage des Grundstückseigentümers
(1)	Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers herge-

stellt oder wesentlich geändert wird, sind dem Zweck-
verband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung 
oder digitaler Form einzureichen:

a)	 eine Beschreibung der geplanten Anlage des 
Grundstückseigentümers und ein Lageplan,

b)	 der Name des Unternehmers, der die Anlage er-
richten soll,

c)	 Angaben über eine etwaige Eigenversorgung,

d)	 im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Über-
nahme der Mehrkosten.

	 Die einzureichenden Unterlagen haben den beim 
Zweckverband aufliegenden Mustern zu entsprechen. 
Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Plan-
fertigern zu unterschreiben.

(2)	Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anla-
gen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. 
Ist das der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich 
seine Zustimmung und gibt eine Fertigung der einge-
reichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. 
Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bau-
herrn unter Angabe der Mängel eine angemessene 
Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind 
sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung und die 
Überprüfung befreien den Grundstückseigentümer, 
den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und 
den Planfertiger nicht von der Verantwortung für die 
vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Aus-
führung der Anlagen.

(3)	Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher 
Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. 
Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Be-
stimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt.

(4)	Die Errichtung der Anlage und wesentliche Verän-
derungen dürfen nur durch den Zweckverband oder 
durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das die 
fachliche Qualifikation nachgewiesen hat oder in ein 
Installateurverzeichnis des Zweckverbandes oder ei-
nes anderen Wasserversorgungsunternehmens als 
berechtigt eingetragen ist. Der Zweckverband ist be-
rechtigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

(5)	Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung 
der Anlagen beim Zweckverband über das Installati-
onsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der 
Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebset-
zung erfolgen durch den Zweckverband oder seine 
Beauftragten.

(6)	Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der 
Zweckverband Ausnahmen zulassen.

§ 12
Überprüfung der Anlage 

des Grundstückseigentümers 
(1)	Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des 

Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetrieb-
nahme zu überprüfen. Er hat auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann deren Be-
seitigung verlangen. 

(2)	Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit ge-
fährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, 
so ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss 
oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für 
Leib und Leben ist er hierzu verpflichtet.

(3)	Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung 
der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Ver-
teilungsnetz übernimmt der Zweckverband keine Haf-
tung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, 
wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, 
die eine Gefahr für Leib und Leben darstellen.

§ 13
Abnehmerpflichten, Haftung

(1)	Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 
den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf 
Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu allen 
der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu 
gestatten, soweit dies zur Nachschau der Wasserlei-
tungen, zum Ablesen der Wasserzähler und zur Prü-
fung, ob die Vorschriften dieser Satzung und die vom 
Zweckverband auferlegten Bedingungen und Aufla-
gen erfüllt werden, erforderlich ist. Der Grundstücks-
eigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, 
werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt.

(2)	Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind 
verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der An-
lagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben 
die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtun-
gen vor Inbetriebnahme dem Zweckverband mitzutei-
len, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung 
wesentlich erhöht.

(3)	Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften 
dem Zweckverband für von ihnen verschuldete Schä-
den, die auf eine Verletzung ihrer Pflicht nach dieser 
Satzung zurückzuführen sind.

§ 14
Grundstücksbenutzung

(1)	Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und 
Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn 
und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Was-
serversorgung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft 
nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung ange-
schlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigen-
tümer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem 
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	 angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglich-
keit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vor-
teilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inan-
spruchnahme der Grundstücke den Eigentümer in 
unzumutbarer Weise belasten würde.

(2)	Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art 
und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme sei-
nes Grundstücks zu benachrichtigen.

(3)	Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der 
Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die 
Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des 
Grundstücks dienen.

(4)	Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 einge-
stellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach 
Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrich-
tungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unent-
geltlich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist.

(5)	Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffent-
lichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 

§ 15
Art und 

Umfang der Versorgung
(1)	Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der 

Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt 
zur Verfügung. Er liefert das Wasser als Trinkwasser 
unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem 
betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üb-
lich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechts-
vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik.

(2)	Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit 
und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzli-
chen und behördlichen Bestimmungen sowie der an-
erkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies 
aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwin-
gend erforderlich ist. Der Zweckverband wird eine dau-
ernde wesentliche Änderung den Wasserabnehmern 
nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der 
Umstellung schriftlich bekanntgeben und die Belange 
der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die 
Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen 
auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen an-
zupassen.

(3)	Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen 
ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am 
Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt 
nicht, soweit und solange der Zweckverband durch 
höhere Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wasser-
mangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche 
Umstände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, 
an der Wasserversorgung gehindert ist. Der Zweck-
verband kann die Belieferung ablehnen, mengen-

	 mäßig und zeitlich beschränken oder unter Auflagen 
und Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung 
des Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen 
Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckverband darf 
ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnot-
wendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit möglich, gibt 
der Zweckverband Absperrungen der Wasserleitung 
vorher öffentlich bekannt und unterrichtet die Abneh-
mer über Umfang und voraussichtliche Dauer der Un-
terbrechung.

(4)	Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbe-
darfs für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. 
Die Überleitung von Wasser in ein anderes Grund-
stück bedarf der schriftlichen Zustimmung des Zweck-
verbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht 
überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe 
entgegenstehen.

(5)	Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Was-
serlieferung und für Änderungen des Druckes oder 
der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere 
Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder 
wirtschaftliche Umstände, die der Zweckverband nicht 
abwenden kann, oder aufgrund behördlicher Verfü-
gungen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigen-
tümer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunab-
hängiger Gebühren zu.

§ 16
Anschlüsse und Benutzung 

der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke 
(1)	Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschan-

schlüsse eingerichtet werden, so sind über die nä-
heren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung 
besondere Vereinbarungen zwischen dem Grund-
stückseigentümer und dem Zweckverband zu treffen.

(2)	Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasser-
zählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die Feuer-
wehr benutzbar sein.

(3)	Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, 
sind die Anordnungen des Zweckverbandes, der Po-
lizei und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere 
haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre 
Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur 
Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen 
sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen.

(4)	Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, 
Versorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse 
vorübergehend abzusperren. Dem von der Absper-
rung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein 
Entschädigungsanspruch zu. 

§ 17
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke,

Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 
(1)	Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwas-

ser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist 
rechtzeitig beim Zweckverband zu beantragen. Muss 
das Wasser von einem anderen Grundstück bezogen 
werden, so ist die schriftliche Zustimmung des Grund-
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	 stückseigentümers beizubringen. Über die Art der 
Wasserabgabe entscheidet der Zweckverband; er legt 
die weiteren Bedingungen für den Wasserbezug fest.

(2)	Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum 
Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehenden 
Zwecken entnommen werden soll, so stellt der Zweck-
verband auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. Absperr-
vorrichtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die 
Bedingungen für die Benutzung fest.

§ 18
Haftung bei 

Versorgungsstörungen
(1)	Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch 

Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Un-
regelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der 
Zweckverband aus dem Benutzungsverhältnis oder 
aus unerlaubter Handlung im Falle

1.	 der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei 
denn, dass der Schaden vom Zweckverband oder 
einem Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist,

2.	 der Beschädigung einer Sache, es sein denn, dass 
der Schaden weder durch Vorsatz noch durch gro-
be Fahrlässigkeit des Zweckverbandes oder eines 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht 
worden ist,

 
3.	 eines Vermögensschadens, es sei denn, dass die-

ser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahr-
lässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs 
des Zweckverbandes verursacht worden ist.

	 § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsge-
hilfen anzuwenden.

(2)	Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grund-
stückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen 
des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband 
für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in 
der Belieferung entstehen, wie einem Grundstücksei-
gentümer.

(3)	Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 
Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese ge-
gen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. Der Zweckver-
band ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden 
Tatsachen insofern Auskunft zu geben, als sie ihm be-
kannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufge-
klärt werden können und seine Kenntnis zur Geltend-
machung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(4)	Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn 
Euro.

(5)	Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzu-
teilen.

§ 19
Wasserzähler

(1)	Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 
Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, 
Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der 
Wasserzähler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er 
bestimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzäh-
ler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung 
hat der Zweckverband so zu verfahren, dass eine 
einwandfreie Messung gewährleistet ist; sie hat den 
Grundstückseigentümer zuvor anzuhören und seine 
berechtigten Interessen zu wahren.

(2)	Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verle-
gen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. Der Zweckverband 
kann die Verlegung davon abhängig machen, dass der 
Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten 
zu übernehmen.

(3)	Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhanden-
kommen und die Beschädigung der Wasserzähler, 
soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Ver-
lust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrich-
tungen dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. 
Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und 
Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.

(4)	Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des 
Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitabständen 
oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grund-
stückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür 
zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich 
sind.

§ 19a
Besondere Regeln bezüglich des Ein-

satzes und Betriebs elektronischer Wasserzähler
(1)	Der Zweckverband setzt nach Maßgabe des Art. 24 

Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Wasserzähler mit 
oder ohne Funkmodul ein und betreibt diese. 

(2)	Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nrn. 1 und 2 GO gespei-
cherte oder ausgelesene personenbezogene Daten 
sind zu löschen, soweit sie für die dort genannten 
Zwecke nicht mehr benötigt werden. Die im Wasser-
zähler vor Ort gespeicherten personenbezogenen Da-
ten sind spätestens nach zwei Jahren zu löschen, die 
ausgelesenen personenbezogenen Daten spätestens 
nach fünf Jahren. 

(3)	Elektronische Wasserzähler, die ohne Verwendung 
der Funkfunktion betrieben werden, werden von einem 
Beauftragten des Zweckverbandes möglichst in glei-
chen Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweck-
verbandes vom Grundstückseigentümer oder Gebüh-
renschuldner selbst ausgelesen. Ihre Auslesung vor 
Ort erfolgt nur mit Zustimmung des Grundstücksei-
gentümers. Der Grundstückseigentümer hat dafür zu 
sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind.
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§ 20
Messeinrichtungen 

an der Grundstücksgrenze
(1)	Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer auf eigene Kosten an der Grund-
stücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten 
Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn

1.	 das Grundstück unbebaut ist oder 

2.	 die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-
schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder

3.	 kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 
Wasserzählers vorhanden ist.

(2)	Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Ein-
richtungen in ordnungsgemäßem Zustand und jeder-
zeit zugänglich zu halten.

§ 21
Nachprüfung der Wasserzähler

(1)	Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nach-
prüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde 
oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne 
des § 6 Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht 
beim Zweckverband, so hat er diesen vor Antragstel-
lung zu benachrichtigen.

(2)	Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nach-
prüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kos-
ten zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzli-
chen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet.

§ 22
Änderungen; 

Einstellung des Wasserbezugs
(1)	Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem 

Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(2)	Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung 
der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet 
ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserver-
sorgung vollständig einstellen, so hat er das mindes-
tens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs 
schriftlich dem Zweckverband zu melden.

(3)	Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflich-
teter den Wasserbezug einstellen, hat er beim Zweck-
verband Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§ 23
Einstellung der Wasserlieferung

(1)	Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung 
ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Sat-
zung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffen-
den Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung 
erforderlich ist, um

1.	 eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Anlagen abzuwenden,

2.	 den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder

3.	 zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abneh-
mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlos-
sen sind.

(2)	Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mah-
nung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versor-
gung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grund-
stückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. 
Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Versorgung androhen.

(3)	Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Ein-
stellung entfallen sind.

§ 24
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße belegt 
werden, wer 

1.	 den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-
zungszwang (§ 5) zuwiderhandelt,

2.	 eine der in § 9 Abs. 5, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 
22 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder 
Vorlagepflichten verletzt,

3.	 entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckver-
bandes mit den Installationsarbeiten beginnt,

4.	 gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 
angeordneten Verbrauchereinschränkungen oder Ver-
brauchsverbote verstößt.

§ 25
Anordnung für 

den Einzelfall, Zwangsmittel
(1)	Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser 

Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 
für den Einzelfall erlassen.

(2)	Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschrie-
benen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens 
gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungs-
zustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.

§ 26
In-Kraft-Treten

Außer-Kraft-Treten
(1)	Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntga-

be in Kraft.
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(2)	Gleichzeitig tritt die Wasserabgabesatzung vom 
22.05.1992 (Amtsblatt des Landkreises Hof, Nr. 
11/1992), zuletzt geändert mit Änderungssatzung 
vom 18.05.2018 (Amtsblatt des Landkreises Hof, Nr. 
11/2018) außer Kraft.

Stammbach, den 11.07.2022

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Karlsberggruppe

K a r l  P h i l i p p  E h r l e r
Verbandsvorsitzender

43.	 Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS-
WAS) des Zweckverbandes zur Wasserversor-
gung der Karlsberggruppe 

Vom 11.07.2022

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) erlässt der Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Karlsberggruppe folgende

Änderungssatzung:
§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabe-
satzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Karlsberggruppe vom 22.07.2021 (Amtsblatt des Land-
kreises Hof, Nr. 47/2021) wird wie folgt geändert:

1)	 § 6 (Beitragssatz) erhält folgende Fassung:

„Der Beitrag beträgt:
a) pro m² Grundstücksfläche		 1,56 Euro,
b) pro m² Geschossfläche		  5,76 Euro.“

2)	 Folgender neuer § 7b wird eingefügt:

„§ 7b Erstattung des Aufwands für Grundstücks-
anschlüsse

(1)	Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, 
Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Be-
seitigung sowie die Unterhaltung der Grundstücks-
anschlüsse im Sinne des § 3 WAS ist mit der Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentli-chen 
Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksan-
schlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe 
zu erstatten.

(2)	Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss 
der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 
Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspru-
ches Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. 
Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt 
entsprechend.

(3)	Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entste-
hen abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet 

	 sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstat-
tungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ablö-
sung besteht nicht.“

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Änderungssatzung tritt am 01.08.2022 in Kraft.

Stammbach, den 11.07.2022

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Karlsberggruppe

K a r l  P h i l i p p  E h r l e r
Verbandsvorsitzender
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